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Lancierung Kampagne
In Bern hat das Komitee «JA zur Selbst-
bestimmung» die Argumente für ein JA 
zur direkten Demokratie und Selbstbe-
stimmung, über die am 25. November 
abgestimmt wird, dargelegt. 
  
Seiten 4+5

Jetzt an die Urne!

Sozialmissbrauch verhindern
Dank der Vorlage „Gesetzliche Grundlage 
für die Überwachung von Versicherten“ 
können ausländische und Schweizer So-
zialschmarotzer wieder observiert und zur 
Rechenschaft gezogen werden. 
 
Seite 13

Uno-Migrationspakt stoppen
Der ideologisch abgehobene Pakt hat die 
weltweite Niederlassungsfreiheit für alle 
Menschen im Land ihrer Wahl zum Ziel. 
Das Abnicken des Bundesrates dieses 
Paktes ist ein klarer Verfassungsbruch und 
ein Skandal. Die SVP verlangt vom Bun-
desrat, den UNO-Migrationspakt nicht zu 
unterzeichnen.

Seite 14

Spezialseiten 
7-9



Das Wort des Parteipräsidenten

Die SVP in Aktion

Die Schweiz erscheint in Länderrankings als eines der 
wohlhabendsten und glücklichsten Länder der Welt. 
Das Glücksgefühl ist das Resultat davon, selbst über 

das eigene Leben zu bestimmen und den politischen Rahmen 
direkt mitzugestalten. Die direkte Schweizer Demokratie ist 
weltweit einmalig. Sie ermöglicht der Bevölkerung viermal 
pro Jahr die Politiker bei Bedarf zu korrigieren. Das ist der 
Hauptgrund unserer grossen Stabilität. Wenn aber Volksent-
scheide wie die Ausschaffung von kriminellen Ausländern 
oder die Steuerung der Zuwanderung aufgrund internationaler 
Verträge nicht mehr umgesetzt werden, wird diese bewährte 
direkte Demokratie untergraben. Damit werden Wohlstand, 
Glück und Stabilität gefährdet.
 
Weshalb sind dann so viele Kreise gegen die Initiative? Den 
Linken passt sie nicht, weil sie sowieso in die EU wollen. 
Die Bonimanager der economiesuisse können ihre Pfrün-
de mit ein paar wenigen internationalen Beamten besser si-
chern, als wenn immer noch ein Volk dreinredet. Die FDP 
macht was die economiesuisse sagt und die CVP hat sowieso 
längst den Boden unter den Füssen verloren. Das Resultat ist 
ein Kampf aller gegen die SVP oder David gegen Goliath. 

Wir haben diesen Kampf aufgenommen, weil er nötig und 
richtig ist für die Schweiz. Jetzt müssen wir alles geben - 
mit Mund-zu-Mundpropaganda alle Verwandte und Be-
kannte für ein Ja überzeugen und an die Urne schicken, 
Leserbriefe schreiben, Plakate aufhängen. Nur mit der un-
eingeschränkten Unterstützung aller können wir gewinnen. 

Herzlichen Dank für den geschätzten Einsatz im Interesse ei-
ner auch in Zukunft wohlhabenden und glücklichen Schweiz.

 
 

Nationalrat Albert Rösti, Präsident der SVP Schweiz

Glück dank Selbstbestimmung
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4 Lancierung Kampagne

Wer bestimmt künftig in 
unserem Land?
In der Schweiz bestimmen die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger bei allen wichtigen politischen Ent­
scheiden. Diese weltweit einzigartige Selbstbestimmung in Form der direkten Demokratie ist ein zentraler 
Pfeiler des Erfolgsmodells Schweiz. Doch diese bewährte Ordnung ist ausser Kraft, seitdem das Bundes­
gericht 2012 entschieden hat, internationales Recht über die Schweizer Bundesverfassung zu stellen.  

Die Folge: Volksentscheide wer-
den von Bundesrat und Par-
lament, mit Verweis auf das 

Personenfreizügigkeitsabkommen mit 
der EU oder die Europäische Men-
schenrechtskonvention (EMRK), ein-
fach nicht umgesetzt. So werden zum 
Beispiel verurteilte ausländische Straf-
täter trotz JA zur Ausschaffungsinitiati-
ve nicht in ihr Herkunftsland zurückge-
schickt und die Zuwanderung geht trotz 
der neuen Verfassungsbestimmung nach 
dem JA zur Masseneinwanderungsini
tiative unkontrolliert weiter.

Ende der direkten Demokratie 
Gleichzeitig weiten internationale Gre-
mien und Behörden den Geltungsbe-
reich internationaler Verträge laufend 
aus, ohne dass das Schweizer Volk etwas 
dazu zu sagen hätte. Und spätestens mit 
dem vom Bundesrat angestrebten Ab-
schluss eines institutionellen Rahmen-

abkommens mit der EU ist die direkte 
Demokratie und damit die rechtliche Ei-
genständigkeit der Schweiz Geschichte.

Schweizer Verfassung zuerst 
Die Selbstbestimmungsinitiative will, 
dass die Bundesverfassung in der 
Schweiz wieder oberste Rechtsquelle 
ist. Einzige Ausnahme ist das zwingen-
de Völkerrecht wie beispielsweise das 
Folterverbot. Die Menschenrechte blei-
ben dabei in jedem Fall gewahrt – denn 
sie sind in unserer Verfassung festge-
schrieben.

Auch künftig selber entscheiden  
Das schafft Klarheit und Rechtssicher-
heit: Volksentscheide könnten nicht 
mehr mit dem Verweis auf interna
tionale Verträge ausgehebelt werden, 
sondern müssten wieder respektiert 
und umgesetzt werden. So können wir 
auch in Zukunft selber entscheiden, ob 

wir Gen-Food wollen oder nicht, ob 
wir Kantonalbanken mit einer Staats-
garantie wollen oder nicht, ob wir flan-
kierende Massnahmen zum Schutz vor 
Lohndumping wollen oder nicht, ob wir 
schweizerische Tiertransportregeln wol-
len oder nicht - und so weiter.

Kurzum: Es geht bei der Abstimmung 
über die Selbstbestimmungsinitiative 
nicht um links oder rechts, sondern um 
die Grundsatzfrage, ob wir eine direkte 
Demokratie bleiben und die rechtliche 
Unabhängigkeit und den Wohlstand un-
seres Landes wahren wollen.

von Nationalrat
Albert Rösti,  
Uetendorf (BE)
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«Wir sind überzeugt, dass die direkte Demokratie ein 
Garant für Stabilität, Rechtssicherheit und wirtschafts
freundliche Rahmenbedingungen ist. Die Hauptargumen-
te gewisser Wirtschaftsverbände sind leicht zu widerlegen 
und leicht zu durchschauen. Die in- und ausländischen 
Gegner verfolgen mit ihrem Kampf gegen die Selbstbe-
stimmungsinitiative ein einziges Ziel: Sie wollen in Tat 
und Wahrheit die direkte Demokratie abschaffen.

Nationalrätin Céline Amaudruz: «Wenn die Politik 
müde ist, die Verantwortung wahrzunehmen, die sie ein-
gefordert hat, und sie stattdessen an verschiedene aus-
ländische Behörden übertragen will, verdient sie es nicht 
besser. Wir sind aus anderem Holz geschnitzt. Wir sind 
der Überzeugung, dass der Bürger der Gesetzgeber unse-
res Landes bleiben soll. Das beinhaltet auch, dass er das 
Recht hat, seine Meinung zu ändern, und zwar vor allem 
dann, wenn das, was ihm versprochen wurde, nicht dem 
entspricht, was er letztlich erhalten hat.

«Ein höheres Rechtsgut als die Verfassung gibt es nicht. 
In keinem Land. Mit dem „doppelten Ja“ des Volkes und 
der Stände bestimmt der Schweizer Bürger zusammen mit 
den Kantonen seinen politischen Willen von Verfassungs-
rang. Seit ihrer Einführung im Jahre 1891 sind 22 Volksi-
nitiativen angenommen worden. Der Souverän will, dass 
das, was er an der Urne gutgeheissen hat, auch wirklich 
umgesetzt und eingehalten wird. Das war in den vielen 
Jahrzenten der Fall.

«Doch der Vorrang des internationalen Rechts ist aus zahl-
reichen Gründen eine fundamental verfehlte Ordnung. 
Vor allem führt er dazu, dass Entscheide einer kleinen 
Zahl ausländischer Beamter und Richter die Entscheide 
unseres Parlaments und unserer Bürger aushebeln. Das 
bedeutet, dass in der Schweiz immer mehr Recht gilt, das 
von Personen geschaffen wird, die keine demokratische 
Legitimation haben und niemals für ihr Tun geradestehen 
müssen.

Weitere Informationen: www.selbstbestimmungsinitiative.ch «

«

« «





JA zur direkten Demokratie 
JA zur Selbstbestimmung
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Die Selbstbestimmungs-Initiative der SVP will zur bewährten, an sich selbstverständlichen Rege­
lung zurückkehren: Schweizer Gerichte sollen bei einem Widerspruch zu internationalem Recht 
die demokratisch legitimierte Schweizer Bundesverfassung anwenden müssen. 

JA 
ZUR SCHWEIZER  

DEMOKRATIE.

Die Selbstbestimmungs-Initiative 
will das bis 2012 Unbestrittene 
in der Verfassung verankern: 

Wer bestimmt in der Schweiz abschlies-
send unserer Regeln, Gesetze und Rah-
menbedingungen? 

Ist es unsere eigene Bevölkerung im 
Rahmen des direktdemokratischen Pro-
zesses, oder ist es internationales Recht, 
das von einzelnen Richtern in Strassburg 
oder Brüssel, von Beamten der UNO 
oder OECD, teils ad absurdum, laufend 
unkontrolliert weiterentwickelt wird?

Die Mitbestimmungsrechte der Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger haben 
uns Stabilität, Frieden, mehr Wohlstand, 
Freiheit, Sicherheit und Lebensqualität 
gebracht. Die direkte Demokratie hat 
weit bessere Entscheide hervorgebracht 
hat, als wenn die Politiker allein bestim-
men könnten.

•	 Nur dank eines Volksentscheids sind 
wir heute nicht Mitglied des EWR 
und Nichtmitglied der EU. 

•	 Bundesbern hätte unsere eigenstän-
dige Franken-Währung wohl längst 
preisgegeben. Ohne Selbstbestim-
mung der Bürger wäre die Belastung 
durch Steuern, Gebühren und Abga-
ben viel höher. 

•	 Die Staatsverschuldung wäre riesig, 
die Schuldenbremse längst über-
schritten. 

•	 Wenn das Volk nichts zu sagen hät-
te, ginge es im Asylwesen noch weit 
chaotischer zu und her. Dann würde 
kaum auch nur ein einziger kriminel-
ler Ausländer ausgeschafft. 

•	 Der Bürokratie-Wahnsinn mit pro 
Woche 140 zusätzlichen Seiten an 
Gesetzen, Verordnungen, Richtlini-
en und Weisungen – die meisten ge-
trieben durch internationales Recht 
- könnte nicht einmal mehr per Volks-
initiative verhindert werden. 

•	 Ohne Volksabstimmung hätte man 
das Strafrecht nicht verschärft und 
Gewaltverbrecher nicht härter ange-
packt. 

•	 Die direkte Demokratie ist der beste 
Schutz gegen Korruption, denn ein-
zelne Politiker kann man bestechen, 
kaum aber sämtliche Stimmbürger. 

Was will die Selbstbestimmungs-Initia-
tive. Nichts anderes als den Zustand vor 
Oktober 2012 wiederherstellen. Bis zu 
diesem Zeitpunkt, als drei von fünf Bun-
desrichtern in einem skandalösen Ur-
teil beschlossen, dass das internationale 

Recht der Bundesverfassung vorgehe, 
galt, dass bei Widerspruch zwischen der 
Bundesverfassung und internationalem 
Recht abgewogen und eine verträgliche 
Lösung gesucht werden konnte.

Im Bericht des Bundesrats vom 5. März 
2010 steht dann auch: «In keinem Staat 
wird zudem dem Völkerrecht uneinge-
schränkt der Vorrang vor dem Landes-
recht eingeräumt ...». Der durch das 
Bundesgericht, das Parlament und die 
Rechtswissenschaft erst in den letzten 
Jahren eingeführte, allgemeine Vorrang 
des Völkerrechts gegenüber dem Lan-
desrecht ist darum im internationalen 
Vergleich absolut einmalig.
 
Die Selbstbestimmungs-Initiative will 
die bewährte Ordnung wiederherstel-
len und so die Werte der direkten De-
mokratie und Selbstbestimmung der 
Schweiz stärken.
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Heimat und Selbstbestimmung

Wir sind Romands und Tes-
siner, Zürcher und Appen-
zeller, Bergler und Städter, 

Frauen und Männer. Was uns allen ge-
meinsam ist, ist unsere Verbundenheit 
mit der Schweiz, mit unserer Heimat. 

Wahrscheinlich hat jeder seinen ganz 
privaten Ort, den er mit Heimat verbin-
det, oder ein spezieller Geruch, oder ein 
kleines Erlebnis, das in uns dieses spezi-
elle Gefühl auslöst. Ich erinnere mich an 
diesen Sommer am Stanserhorn, als wir 
uns beim Bergheuen einen Moment aus-
ruhten und von Weitem das Gebimmel 
der friedlich weidenden Kühe zu hören 
war. Da schaute einer meiner Kollegen 
hinunter und sagte: «Das isch Heimat». 

So trägt jeder seine spezielle Heimat in 
sich. Heimat ist Vertrautheit, Heimat 
ist das, was wir vermissen, wenn wir 
auswärts sind. Die Berge, die Seen, die 
Cervelat und das Aromat. Ja, manchmal 
hilft es, fortzugehen, um zu erkennen, 
was uns eigentlich unsere Heimat, die 
Schweiz, bedeutet. Viele beneiden uns 

auch um unsere Heimat. Dabei geht es 
gar nicht so sehr um unseren Wohlstand 
oder die schöne Landschaft, die uns ge-
schenkt wurde. Viele Menschen hätten 
gerne ein politisches System, wie wir es 
haben. Die direkte Demokratie ist ein-
zigartig. Nirgendwo in der Welt haben 
die Bürgerinnen und Bürger so viel zu 
sagen wie bei uns. Wir können nicht nur 
wählen, sondern auch über alle wichti-
gen Fragen selber bestimmen. Bei uns 
haben nicht Regierungen oder Richter 
oder internationale Organisationen das 
letzte Wort – sondern wir!

Die Schweiz hat nicht bessere Politiker 
als Deutschland oder Italien. Aber wir 
haben das bessere politische System – 
dank der direkten Demokratie, dank der 
Selbstbestimmung der Bürgerinnen und 
Bürger. 

Leider sind viele in der Schweiz blind 
geworden. Sie sind heimatmüde ge-
worden. Sie geben die Schweiz auf. Sie 
haben nicht mehr die Kraft, zur direkten 
Demokratie und damit zur Selbstbestim-

Wer die direkte Demokratie aufgibt, gibt die Schweiz auf. Unsere 
Volksrechte sind einzigartig. Die Selbstbestimmungsinitiative ist ein 
Bekenntnis zu unserer politischen Heimat. Wer die direkte Demokra­
tie aufgibt, gibt die Schweiz auf. Unsere Volksrechte sind einzigartig. 
Die Selbstbestimmungsinitiative ist ein Bekenntnis zu unserer politi­
schen Heimat.

mung zu stehen. Unsere Volksrechte 
sind die Seele der Schweiz. Tragen wir 
Sorge zu dem, was unsere politische 
Heimat ausmacht: Sagen wir Ja zu un-
serer direkten Demokratie und damit Ja 
zur Selbstbestimmung. 

Nur mit einem JA zur Selbstbe-
stimmungsinitiative ist auch 
die Schweizerische Landwirt-

schaft so wie wir sie heute kennen, ge-
sichert. Denn auch in wichtigen Fragen 
zur Landwirtschaft hat sich in der Ver-
gangenheit immer wieder das  Schwei-
zer Volk geäussert. So zum Beispiel im 
letzten Herbst, als das Stimmvolk den 
neuen Verfassungsartikel zur Ernäh-

Ja zu einer selbstbestimmten Landwirtschaft
rungssicherheit mit fast 80% Ja Stim-
men angenommen hat. Ohne die Selbst-
bestimmungsinitiative werden künftig 
Beamte und Funktionäre, beispielswei-
se aus Brüssel, entscheiden, wie in der 
Schweiz die Landwirtschaftspolitik aus 
zu sehen hat. Dies gefällt zwar viel-
leicht Avenir Suisse, der Totengräberin 
der Schweizer Landwirtschaft. Aber 
auf keinen Fall uns Bauern. Wir wol-

len, dass die Schweizer Bevölkerung 
uns  den Weg vorgibt. Deshalb Ja zum 
Stimmrecht. Ja zur Selbstbestimmungs-
initiative.

von Nationalrat
Marcel Dettling,  
Oberiberg (SZ)

von Nationalrat
Peter Keller,  
Hergiswil (NW)

von Nationalrat Peter Keller (NW)
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Heimat und Selbstbestimmung

Die Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger haben in der 
Schweiz das letzte Wort. Wir 

bestimmen nach welchen Gesetzen 
wir hier leben und dies mit Erfolg. Wir 
wollen weiterhin selbstbestimmt unser 
Leben gestalten und uns nicht nach 
fremden Richtern und fremden Geset-
zen orientieren. Es gilt die automati-
sche Rechtsübernahme von EU- Recht 
zu verhindern. Wir hier vor Ort wissen, 
was gut ist für uns und gestalten dies 
mit unserer direkten Demokratie und 
gesundem Menschenverstand aktiv 
mit. Darauf basiert unser wirtschaftli-
cher Erfolg und das sichert unsere Ar-
beitsplätze. Für uns Konsumenten ist 
ein Ja zur Selbstbestimmungsinitiative 
zwingend! Die Regulierungswut aus 
Brüssel schränkt unsere Wirtschaft ein 

Auch Konsumentinnen sagen JA
und nicht mehr die beste Idee gewinnt 
im Markt! Einschränkungen bei der 
Produktion von Lebensmitteln, Abgas-
werten des Autos, Handyladegeräte, 
Staubsaugerleistungen usw. usf., alles 
wird reguliert. In einigen Bereichen 
macht dies Sinn, damit die Produkte 
nicht grundlos verteuert werden. Je-
doch wenn wir andere Tierschutzge-
setze oder Gentechvorschriften wollen, 
können wir diese haben mit einem Ja 
zur Selbstbestimmungsinitiative! 

Ja zur Selbstbestimmung
«Wollen Sie als Unternehmer oder Unter-
nehmerin in Ihrem Betrieb die Geschicke 
nicht selbstbestimmen? Ärgern Sie sich 
nicht über die immer zunehmende Bevor-
mundung durch die Verwaltung und die 
Behörden? Möchten Sie nicht einen Miet-
vertrag der Geschäftsliegenschaft kündigen 
können, wenn sich die Umstände geändert 
haben, weil Sie Ihren Betrieb vergrössern 
müssen oder können? Ich als Gewerbetrei-
bender will genau diese Freiheiten haben, 
selbständig in meinem Betrieb zu bestim-
men, was ich wann und wie investieren 
will. Genau gleich verhält es sich in der 
Demokratie in unserem Land. Wir bestim-
men demokratisch was gilt und unsere 
Verfassung gibt uns den Rahmen dazu. Ich 
will keine Fremdbestimmung, darum sage 
ich ja zur Selbstbestimmungsinitiative. Ich 
will in meinem Betrieb, auch in unserem 
Land, nicht fremdbestimmt sein.

Schauen wir genau hin!  

Eine Drohung jagt die andere durch 
die EU. Unserem Land droht 
Übles! Politiker und Verbände 

verbreiten diese Drohungen um unsere 
Selbstbestimmungsinitiative zu bodigen.

Wir sind die Schweiz! 
Mit unserer direkten Demokratie können 
wir selber bestimmen. Darum werden 
wir von vielen Staaten beneidet. Wieso 
sollen wir diese erfolgreiche Errungen-
schaft aufgeben? 

Selbstbestimmung auch 
bei den Steuern!
Attraktive steuerliche Rahmenbedin-
gungen geben den Unternehmen Stabi-
lität und Sicherheit. Diese Steuerbedin-
gungen sind anderen Ländern ein Dorn 
im Auge, sie drohen der Schweiz mit 

schwarzen Listen. Dabei könnten sie 
selber mit attraktiven Steuerbedingun-
gen dafür sorgen, dass ihren Bürgern 
mehr zum Leben bleibt. 
 
Wir bestimmen die Höhe 
der Mehrwertsteuer!
Auch bei der Mehrwertsteuer können 
wir die Höhe selber bestimmen. Bei den 
meisten EU-Staaten liegt der Mehrwert-
steueranteil bei 20 %. Wenn die EU die 
Schweiz erpresst, die Mehrwertsteuer 
auf EU-Niveau anzuheben, damit wir 
weiterhin am EU-Binnenmarkt teilha-
ben können, würde das pro Kopf 2‘500 
Franken an zusätzlichen Steuern pro 
Jahr bedeuten.

von Nationalrätin
Sylvia Flückiger,  
Schöfland (AG)

von Nationalrat
Bruno Walliser,  
Volketswil (ZH)

«

von Grossrätin
Tonja Kaufmann,  
Gebenstorf (AG)
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von Nationalrat
Walter Wobmann,  
Gretzenbach (SO)

Nur ein souveränes Land 
verhindert die Scharia!

Beispielsweise betreibt der tür-
kische Staatsapparat in der 
Schweiz eine systematische 

Politik der Landnahme. Er finanziert 
über seine Strukturen ein Netz von 
dutzenden Moscheen und entsendet 
eigene Imame, die hierzulande einen 
ultra-konservativen Islam predigen. 
Der türkische Staatspräsident Recep 
Tayyip Erdogan fordert die in West-
europa lebenden Türken auf, sich jeg-
licher Integration zu verweigern. An 
einer Wahlveranstaltung rief er seinen 
Landsleuten zu: «Assimilierung [An-
passung] ist ein Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit. Man kann von Euch 
nicht erwarten, Euch zu assimilie-
ren.»

Islam auf dem Vormarsch
Aber auch die arabischen Golfstaaten 
wenden Millionen-Beträge auf, um 
radikal-islamisches Gedankengut in 
der Schweiz zu verbreiten. Ihr Übri-
ges vollbringt die im Zuge der Mer-
kel’schen Willkommenskultur ein-
gesetzte Masseneinwanderung, im 
Rahmen derer Millionen von Mus-
limen – darunter wohl zehntausende 
Extremisten – nach Europa geströmt 
sind und weiter strömen. Die damit 
befeuerte Islamisierung macht vor 
der Schweiz nicht halt – und ma-
nifestiert sich bei uns bereits kon-
kret: Kein Schweinefleisch mehr bei 
Schulausflügen, verschobene Prüfun-
gen wegen muslimischen Feiertagen, 
Händedruck-Verweigerung, das Be-
harren auf das Kopftuch-Tragen an 
der Primarschule, und, und, und.

Selbst entscheiden, ob wir das wollen
Fremdes Recht hindert uns heute viel
fach daran, uns gegen solch gefähr-
liche Tendenzen zu wehren. Um das 
friedliche Zusammenleben weiter zu 
garantieren, müssen wir in unseren 
Entscheiden, wie der politische Islam 
wirksam zu bekämpfen ist, frei und 
selbstbestimmt bleiben. Wir müssen 
radikale Imame, auch wenn sie in 
einem EU-Land eingebürgert wur-
den, ohne Umschweife ausweisen 
können, wenn sie mit ihren Predigten 
die Jugend aufhetzen und die innere 
Sicherheit gefährden. Wir müssen ei-
genständig entscheiden können, ob 
wir muslimische Migranten, die da-
raufhin arbeiten, unsere Bundesver-

fassung durch Scharia-Recht abzulö-
sen, in unser Land einreisen lassen 
oder nicht. Kein übergeordnetes EU-
Recht darf uns daran hindern – damit 
die Schweiz übermorgen nicht zu 
«Schweizistan» verkommt…

Es hilft nur, am 25. November 2018 
Ja zur Selbstbestimmungsinitiative 
zu stimmen.

11Selbstbestimmung erhalten

Islamistische Kreise, die unsere Lebensart und Werte ablehnen, gefährden den inneren Frieden 
unseres Landes akut. Nur eine souveräne, selbstbestimmte Rechtsordnung kann die Schweiz vor 
dieser unverblümt-aggressiven Unterwanderung bewahren.

JA zur Selbstbestimmung der Schweiz, damit künftig kein überge­
ordnetes Recht uns daran hindert, den politischen Islam wirksam zu 
bekämpfen. 



MISSBRAUCH
STOPPEN!

JA
am 25. November 
zur Änderung des  
Sozialversicherungsrechts

Sozialversicherungen 
vor Missbrauch schützen 
sozialdetektive-ja.ch



von Nationalrat
Thomas Aeschi,
SVP-Fraktionspräsident,
Baar (ZG)

Ja zur Verhinderung des 
Sozialmissbrauchs

Viele haarsträubende Fälle 
von Sozialmissbrauch sind 
aufgeflogen. Ein Versicher-

ter behauptete, dass sein Alltag ein 
„schmerzvolles Dahinvegetieren“ und 
ein „leiderfülltes Leben zwischen Bett 
und Sofa“ sei. Dieselbe Person konnte 
aber ohne ersichtliche Einschränkun-
gen ein Auto und sogar eine Harley 
Davidson fahren. Ein anderer Versi-
cherter klagte, dass er aufgrund von 
Rückenbeschwerden nicht mehr Fahr-
radfahren und nur noch ganz leichte 
Gegenstände tragen könne. Bei der 
Observation sah man ihn 15 Kilo
gramm schwere Pneus abladen und 
anschliessend mit einem schweren 
Motorrad davonbrausen. 

Fremde Richter überstimmen Bun-
desgericht
Aktuell dürfen keine solchen Ob-
servationen mehr durchgeführt wer-
den, weil ein fremdes Gericht – der 
Europäische Gerichtshof für Mensch
enrechte in Strassburg – befand, dass 
die Schweizer Versicherungen hier

für keine ausreichende gesetzliche 
Grundlage hätten. Seither können 
dreiste Betrüger mangels Beweisen 
nicht mehr des Versicherungsbetrugs 

überführt werden. 

Observation nur bei konkreten An-
haltspunkten
Mit der Vorlage „Gesetzliche Grund-
lage für die Überwachung von Ver-
sicherten“, über welche die Schwei-
zerinnen und Schweizer am 25. 
November 2018 abstimmen, können 
Observationen in engen Grenzen wie-
der durchgeführt werden. Eine Ob-
servation darf nur dann angeordnet 
werden, wenn konkrete Anhaltspunkte 
für einen unrechtmässigen Bezug von 
Versicherungsleistungen vorliegen 
und der Sachverhalt nicht mit anderen 
Mitteln oder nur mit unverhältnismäs-

sigem Aufwand geklärt werden kann. 
Erlaubt sind Bild und Tonaufzeichnun-
gen. Ortungsgeräte wie GPS-Tracker 
sind gestattet, wenn anders nicht her-
ausgefunden werden kann, wo sich die 
gesuchte Person aufhält. Unterstützen 
Sie die SVP in ihrem Kampf gegen 
ausländische und Schweizer Versi-
cherungsbetrüger und stimmen Sie JA 
zu dieser Vorlage. 

13Abstimmung Versicherungsdetektive

Fremde Richter in Strassburg untersagten der Schweiz, Versicherungsbetrüger verdeckt beo­
bachten zu dürfen. Dank der am 25. November zur Abstimmung kommenden Vorlage  „Gesetzli­
che Grundlage für die Überwachung von Versicherten“ können ausländische und Schweizer So­
zialschmarotzer wieder observiert und zur Rechenschaft gezogen werden.

Ein Versicherter behaup­
tete, dass sein Alltag ein 
„schmerzvolles Dahinve­
getieren“ und ein „leider­
fülltes Leben zwischen 
Bett und Sofa“ sei. 

«

«

Sich als invalid auszugeben, um Gelder von Sozialwerken zu er­
schleichen, das heisst die ehrlichen Beitragszahlenden in diesem 
Land kaltblütig und schamlos auszunutzen. Deshalb ein klares JA zu 
den Sozialversicherungsdetektiven. 
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15UNO-Migrationspakt verhindern

von Nationalrat
Andreas Glarner,
Unternehmer,
Oberwil (AG)

Gegen die Interessen der Schweiz

Schlimm genug, dass die UNO 
einen solchen Pakt verfasst hat. 
Aber endgültig den Hut lupft 

es einem, wenn man weiss, dass der 
Schweizer Botschafter Jürg Lauber fe-
derführend bei der Entstehung dieses 
unsäglichen Pakts mitgearbeitet hat 
– und dies sogar mit dem ausdrückli-
chen Segen des Bundesrates. Meines 
Erachtens ist hier der Straftatbestand 
von Artikel 267 des Strafgesetzbuches 
erfüllt, dieser lautet nämlich: „Wer 
als Bevollmächtigter der Eidgenos-
senschaft vorsätzlich Unterhandlun-
gen mit einer auswärtigen Regierung 
zum Nachteile der Eidgenossenschaft 
führt, wird mit Freiheitsstrafe nicht 
unter einem Jahr bestraft.“ Und wer 
das Abkommen liest, dem wird schnell 
klar, dass dieses für die Schweiz und 
Europa verheerende Auswirkungen 
haben wird. Wenn die Migration auf 
diese Art und Weise legalisiert, ja gar 
noch aktiv gefördert wird, dann gute 
Nacht Europa!

Wo bleibt eigentlich das Aufheulen 
der sonst so auf ihre Unabhängigkeit 
pochenden Journalisten? Gemäss dem 
Pakt sollen Medien überwacht und 
beurteilt werden, ob sie ausgewogen 
über Migrationsthemen berichten. 
Aber da dieser Pakt ansonsten ganz 
nach dem Gusto der linken Journail-
le ist, beliebt man hier fast unisono 
höflich zu schweigen... 

Rechtlich unverbindlich? Eher real 
unerträglich!
Der Bundesrat darf diesen Pakt schon 
alleine deshalb niemals unterzeichnen, 
weil dieser klar unserer Verfassung 
widerspricht. Gemäss Art. 121a der 

Bundesverfassung regelt die Schweiz 
die Zuwanderung eigenständig. Der 
Bundesrat darf keine Vereinbarun-
gen eingehen, welche diesem Ziel 
widersprechen. Der Pakt gesteht aber 
jedem Menschen das Recht auf freie 
Niederlassung zu. Hier liegt der ei-
gentliche Skandal – offensichtlich 
foutiert sich der Bundesrat um die 
Verfassung und beliebt frei zu schalten 
und zu walten…

Der Bundesrat beteuert nun, es handle 
sich nur um „Soft Law“, der Pakt sei 
rechtlich nicht verbindlich.  Immerhin 
gesteht er zu, dass der Pakt politisch 
bindend sei. Die Schweiz wird natürlich 
auch hier den Musterknaben spielen und 
die Massnahmen sklavisch umsetzen. 
Zudem ist im Pakt eindeutig festgehal-
ten, dass sich die Staaten verpflichten, 
die Ziele des Pakts zu erfüllen – und dies 
soll gar überwacht werden. Muss der 
Bundesrat in einen Englischkurs? Das 

an über 20 Stellen vorkommende „We 
commit to…“  heisst „wir verpflich-
ten uns“! Man fragt sich unwillkürlich: 
Weiss es der Bundesrat einfach nicht 
besser – oder entscheidet er wider besse-
ren Wissens? Beides muss einem grosse 
Sorgen machen… 

Die Migrationspakt-Episode beweist 
einmal mehr, dass wir uns nicht blind 
auf den Bundesrat und seine Diploma-
ten verlassen dürfen. Umso wichtiger 
ist es, dass nun die Selbstbestimmungs-
initiative angenommen wird – diese ist 
der letzte Rettungsanker, um die Rech-
te der Schweizerinnen und Schweizer 
zu wahren und die Eigenständigkeit 
der Schweiz zu erhalten! 

Zur Erinnerung: Der „Global Compact for Migration“ hat „die sichere, geordnete und reguläre Mi­
gration“ zum Ziel und soll es ermöglichen, dass Migranten, ungeachtet ihrer Qualifikationen der 
Zugang zum Wunschland deutlich erleichtert wird. Es sollen legale Routen geschaffen, eine Me­
dienzensur zur ausgewogenen Berichterstattung eingeführt, bereits im Heimatland Sprachkurse 
des Ziellandes angeboten, der Familiennachzug deutlich erleichtert und auch der Geldtransfer ins 
Heimatland vergünstigt werden. 

Der ideologisch abgehobene UNO-Migrationspakt hat die weltweite 
Niederlassungsfreiheit für alle Menschen im Land ihrer Wahl zum 
Ziel. Die SVP verlangt vom Bundesrat diesen Pakt nicht zu unter­
zeichnen.
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